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Fall 9: Wasserkraftwerk an der Unteren Lorze
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten

1. Anfechtungsobjekt / Beschwerdeobjekt

2. Vorinstanz

3. Rechtsmittelinstanz / Beschwerdeinstanz

4. Legitimation / Beschwerdebefugnis

5. Beschwerdegründe / Rügen (u. Kognition)

6. Formalien (Form und Frist)
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten

4. Legitimation / Beschwerdebefugnis
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten

[…]
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten

[…]
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten

4. Legitimation / Beschwerdebefugnis
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Fall 9: Beschwerde in öff.-rechtl. Angelegenheiten
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Fall 9: Restwassermenge

[…]

[…]
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Fall 9: Restwassermenge
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Fall 9: Restwassermenge

Art. 31 GSchG legt Mindestrestwassermengen für Wasserent-
nahmen aus Fliessgewässern mit ständiger Wasserführung
fest. Diese werden im Einzelfall, aufgrund einer umfassenden
Interessenabwägung, erhöht (Art. 33 GSchG); eine Unter-
schreitung der Mindestrestwassermenge ist nur in Ausnahme-
fällen zulässig (Art. 32 GSchG). Der in den Übergangs-
bestimmungen enthaltene Art. 80 Abs. 1 GSchG präzisiert
jedoch, dass durch Wasserentnahmen wesentlich beeinträch-
tigte Fliessgewässer (nur) so weit saniert werden, als dies
ohne entschädigungsbegründende Eingriffe in bestehende
Wassernutzungsrechte möglich ist (Abs. 1). Weitergehende
Sanierungsmassnahmen können gegen Entschädigung aus
überwiegenden Interessen, insbesondere zum Schutz von
kantonalen oder nationalen Inventarobjekten, angeordnet
werden (Abs. 2).

BGE 145 II 140 ff., 142 E. 2
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Fall 9: Restwassermenge

Aus dieser Zielrichtung des Gesetzes [Art. 80 GSchG] folgern
Rechtsprechung und Lehre übereinstimmend, dass nicht jede
bestehende Rechtsposition die integrale Anwendung der
Restwasservorschriften ausschliesst, sondern nur wohl-
erworbene Rechte gemeint sind, d.h. Rechte, in deren
Substanz auch der Gesetzgeber nur gegen Entschädigung
eingreifen darf […].

BGE 145 II 140 ff., 143 E. 2.2
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Fall 9: Konzessionsverhältnis

Verleihung des Rechts zur Ausübung einer monopolisierten Tätigkeit 
oder zur Sondernutzung einer öffentlichen Sache.

1. Begriff

2. Rechtsnatur
Mitwirkungsbedürftige Verfügung oder verwaltungsrechtlicher Vertrag 
(gemischter Akt).

3. Einräumung eines wohlerworbenen Rechts
4. Anspruch auf Erteilung der Konzession?
5. Pflichten des Konzessionärs
Ausübungspflicht, Abgabepflicht, weitere Pflichten

6. Beendigung und Übertragbarkeit
Ablauf (Sondernutzungskonzessionen sind stets zu befristen: 
BGE 145 II 140,152), Rückkauf, Verwirkung, Verzicht, Enteignung, 
Übertragung (eingeschränkt, vgl. BGE 132 II 485 ff.)

7. Verfahren
Ausschreibung (Kantone, vgl. Art. 2 Abs. 7 BGBM)
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Fall 9: Entstehung wohlerworbener Rechte

… Gesetz,
… Vertrag (Verhandlungsergebnis, nicht Abbild der Rechtslage),
… Geschichte (ehehafte Rechte).

AVR, Rz. 1237 ff.

Entstehung durch …
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Fall 9: Wohlerworbene Rechte

Ausgangspunkt ist der Rechtsgrundsatz, dass es keinen
Anspruch auf Beibehaltung einer einmal geltenden
Rechtsordnung gibt […] Unter Umständen können nach Treu
und Glauben angemessene Übergangsfristen für neue
belastende Regelungen verfassungsrechtlich geboten sein;
diese haben jedoch nicht den Zweck, die Betroffenen möglichst
lange von der günstigeren bisherigen Regelung profitieren zu
lassen, sondern einzig, ihnen eine angemessene Frist
einzuräumen, sich an die neue Regelung anzupassen […]

BGE 145 II 140 ff., 145 E. 4
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Fall 9: Wohlerworbene Rechte

Einzig die sogenannten "wohlerworbenen Rechte" weisen eine
erhöhte Rechtsbeständigkeit auch gegenüber nachträglichen
Gesetzesänderungen auf. Zwar sind auch diese Rechte in ihrem
Bestand nicht absolut geschützt, d.h. in sie darf aus
überwiegenden Gründendes öffentlichen Interesses, gestützt
auf eine gesetzliche Grundlage und unter Wahrung des
Verhältnismässigkeitsgrundsatzes, eingegriffen werden.
Eingriffe in die "Substanz" des Rechts müssen jedoch nach
Rechtsprechung und Lehre entschädigt werden, auch unterhalb
der Schwelle der materiellen Enteignung.

BGE 145 II 140 ff., 146 E. 4
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Fall 9: Wohlerworbene Rechte

Das Bundesgericht verneinte damals ein wohlerworbenes Recht
auf zeitlich unbeschränkte Sondernutzung öffentlicher
Gewässer […] Zwar gehöre die vereinbarte Konzessionsdauer
grundsätzlich zur Substanz des wohlerworbenen Rechts, weil
der Konzessionär ein Werk mit beträchtlichen Investitionen
erstelle, dessen Rentabilität nur kalkuliert werden könne, wenn
Sicherheit über die finanziellen Lasten aus der Konzession und
über die Konzessionsdauer bestehe. […] Allerdings seien
Wasserrechtskonzessionen nach heutigem Recht zwingend zu
befristen […] Es widerspreche in höchstem Masse dem
öffentlichen Interesse, Sondernutzungskonzessionen auf
unbeschränkte Dauer zu erteilen und das öffentliche Gewässer
auf ewige Zeiten seinem Zweck zu entfremden. Das liefe
darauf hinaus, dass sich das Gemeinwesen der Gewässerhoheit
entäussere.

BGE 145 II 140 ff., 147 E. 4.4
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Fall 9: Wohlerworbene Rechte

ALFRED KÖLZ […] bezeichnet sie als "Zeugen unbewältigter
juristischer Vergangenheit", weil man sich bei der Schaffung
neuen Rechts gescheut habe, alte subjektive Rechtspositionen
abzuschaffen. Sie hätten die Bezeichnung "wohlerworbene
Rechte" erhalten und stünden seither sozusagen als erratische
Blöcke im öffentlichen Recht […]

BGE 145 II 140 ff., 148 E. 5.1
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Fall 9: Wohlerworbene Rechte

Sondernutzungskonzessionen ohne zeitliche Begrenzung
werden heute als verfassungswidrig erachtet, weil das
Gemeinwesen die Möglichkeit haben muss, sich von Zeit zu
Zeit zu vergewissern, ob die Nutzung mit dem öffentlichen
Interesse noch im Einklang steht […] ansonsten es sich seiner
Gewässerhoheit entäussern würde. […] Entsprechendes gilt für
die ehehaften Wasserrechte: Auch diese sind nach 80 Jahren
den heute geltenden Vorschriften zu unterstellen, und zwar
grundsätzlich entschädigungslos. […] Will der Berechtigte die
Wassernutzung weiterführen, bedarf er hierfür einer
Konzession nach heutigem Recht, zu den geltenden
Konzessionsbedingungen, und muss alle für Neuanlagen
geltenden Vorschriften des Umwelt- und Gewässerschutzrechts
einhalten, insbesondere die Restwasservorschriften.

BGE 145 II 140 ff., 151 f. E. 6.4
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Fall 9: Wohlerworbene Rechte

- Gibt es heute noch ehehafte Rechte? Wenn ja, in welchen
Bereichen?

- Wie ist das Verhältnis ehehafter Rechte zu Art. 80 GSchG?
Hat diese Bestimmung noch eine Bedeutung?

- Könnte das Gemeinwesen einen Vertrag eingehen, der
länger als 80 Jahre dauert?

- (Könnten längere Verhältnisse allenfalls privatrechtlich
geschaffen werden, etwa über beschränkt dingliche
Rechte?)

Offene Fragen
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Fall 9: Befangenheit
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Fall 9: Befangenheit

Verwaltungsgericht GR, PVG 1979, S. 24


